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 Was Sie interessieren kann:  

Arbeitsrecht  

ARBEITNEHMERHAFTUNG BEI UNFALL MIT 

EINEM FIRMENFAHRZEUG 

Kommen die Grundsätze zur privilegierten Arbeitnehmerhaf-

tung zum Tragen, hat ein Arbeitnehmer vorsätzlich verursachte 

Schäden in vollem Umfang zu tragen, bei leichtester Fahrläs-

sigkeit haftet er dagegen nicht. Mittlere Fahrlässigkeit liegt vor, 

wenn der Arbeitnehmer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 

außer Acht gelassen hat und der missbilligte Erfolg bei Anwen-

dung der gebotenen Sorgfalt vorhersehbar und vermeidbar ge-

wesen wäre. Grob fahrlässig handelt, wer die im Verkehr erfor-

derliche Sorgfalt nach den gesamten Umständen in ungewöhn-

lich hohem Maß verletzt und unbeachtet lässt. 

Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen (LAG) hatte über fol-

genden Fall zu entscheiden: Ein Arbeitnehmer fuhr beim Zu-

rücksetzen mit seinem Firmenfahrzeug auf das BMW-Cabrio 

des Geschäftsführers auf. Der BMW war zu dem Zeitpunkt ab-

gemeldet und es entstand ein Schaden in Höhe von ca. 2.315 

€. 

Ein Arbeitnehmer, der beim Rückwärtsfahren mit dem Firmen-

fahrzeug auf dem öffentlich zugänglichen Firmenparkplatz ein 

dort parkendes Fahrzeug beschädigt, ist mittlere Fahrlässigkeit 

im oberen Bereich vorzuwerfen. Während des Rückwärtsfah-

rens ist es erforderlich, sich permanent durch die Benutzung 

der Innen- und Außenspiegel sowie durch einen Schulterblick 

 
 



 

 

darüber zu vergewissern, dass die avisierte Fahrstrecke frei 

von Hindernissen ist. Gegebenenfalls muss sich der Fahrer 

durch einen Beifahrer oder eine dritte Person einweisen las-

sen. Die LAG-Richter entschieden, dass der Arbeitnehmer für 

den vom ihm verursachten Schaden nur anteilig in Höhe von 

ca. 1.543 € haftet. Die Haftungsbeschränkung ergibt sich aus 

den vom Bundesarbeitsgericht und o.g. aufgestellten Grundsät-

zen der privilegierten Arbeitnehmerhaftung. 

 

Familienrecht/Erbrecht 

GETRENNTLEBEN DER EHELEUTE TROTZ 

GEMEINSAMER WOHNUNG 

Wenn die Scheidung beantragt ist, kann jeder Ehegatte von 

dem anderen Auskunft über das Vermögen zum Zeitpunkt der 

Trennung verlangen. Dieser Auskunftsanspruch soll den 

Schutz des ausgleichsberechtigten Ehegatten vor Vermögens-

manipulationen in der Trennungszeit verbessern. 

Zur Problematik des Trennungszeitpunkts lag dem Oberlan-

desgericht Frankfurt a.M. (OLG) folgender Sachverhalt vor: Die 

Eheleute wohnten gemeinsam mit ihren drei noch minderjähri-

gen Kindern in einem Haus. Sie stellten wechselseitige Anträge 

auf Auskunft über das Vermögen zum Zeitpunkt der Trennung. 

Das Amtsgericht hatte der Auskunftspflicht den vom Ehemann 

benannten späteren Trennungszeitpunkt zugrunde gelegt. Die 

hiergegen gerichtete Beschwerde der Ehefrau hatte vor dem 

OLG Erfolg. 

Die Trennung ist für den Zeitpunkt festzustellen, zu welchem 

(objektiv) zwischen den Eheleuten keine häusliche Gemein-

schaft mehr besteht und (subjektiv) zumindest ein Ehegatte 

diese Gemeinschaft auch nicht mehr herstellen will. Die An-

nahme der Trennung der Eheleute erfordert ein der räumlichen 



 

 

Situation entsprechendes Höchstmaß der Trennung. Verblei-

bende Gemeinsamkeiten, wie gemeinsame Mahlzeiten, Vor-

nahme von Erledigungen und Einkäufen für den anderen, ste-

hen der Trennung nicht entgegen, wenn sie sich als unwesent-

lich darstellen. Dies gilt auch für einen freundschaftlichen, an-

ständigen und vernünftigen Umgang der Ehegatten miteinan-

der, insbesondere, wenn gemeinsame Kinder im Haushalt le-

ben. 

 

 

Sonstiges 

MELDEPFLICHT ELEKTRONISCHER KASSEN- 

UND ANDERER 

GRUNDAUFZEICHNUNGSSYSTEME AB 1.1.2025 

Das Bundesministerium der Finanzen hat in mehreren Schrei-

ben nun die Aufnahme der Meldepflicht für elektronische Kas-

sensysteme mit einer technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 

ab dem 1.1.2025 mitgeteilt. Die Meldung und Übermittlung er-

folgt für jede Betriebsstätte getrennt innerhalb eines Monats 

nach Anschaffung, Leasingbeginn bzw. -ende oder Außerbe-

triebnahme mit amtlich vorgeschriebenem Datensatz über 

ELSTER mit folgenden Angaben: 

Name und Steuernummer des Steuerpflichtigen 

• Art der zertifizierten Technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 

• Art, Anzahl und Seriennummer des bzw. der verwendeten 

elektronischen Aufzeichnungssysteme 

• Datum der Anschaffung bzw. der endgültigen Außerbetrieb-

nahme oder Nutzung in einer anderen Betriebsstätte 

Für vor dem 1.7.2025 angeschaffte Kassen ist die Meldung bis 

zum 31.7.2025 vorzunehmen, für ab dem 1.7.2025 ange-

schaffte Kassensysteme sowie Außerbetriebnahmen gilt die 



 

 

Monatsfrist. Gleiches gilt für Taxameter und Wegstreckenzäh-

ler mit TSE. Hier ist auch das Kfz-Kennzeichen mitzuteilen. 

Ohne TSE dürfen diese noch bis zum 31.12.2025 genutzt wer-

den. Betroffene Unternehmen sollten bereits jetzt die erforderli-

chen Daten zusammenstellen und sich einen Überblick über 

alle in den Betriebsstätten genutzten Systeme verschaffen. 


